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Gruß der Geschäftsleitung

Liebe Mandanten und Freunde unseres Hauses,

Steuer-, Abgaben- und Finanzpolitik war schon immer ein 
Themenkomplex, der die wenigsten Menschen fröhlich 
stimmte. Derzeit aber scheint die Diskrepanz zwischen 
politischem Handeln und den Alltagsanforderungen im 
Leben der meisten Bürger konstant größer zu werden. 

Denken wir – und das sind beileibe nicht alle Beispiele – an 
die „Eintagsfliege“ Entlastungsprämie, die eigenwillige 
Regel(um)gestaltung bei Corona-Hilfen, die „Steuer-
Umverteilung“, von der beim Einzelnen kaum finanzielle 
Entlastung ankommt oder kommunale Eigenwilligkeiten 
bei der Grundsteuergestaltung, alles stattfindend vor dem 
Hintergrund eines wachsenden und neuerdings noch 
besser alimentierten Verwaltungsapparats.

Dass unser „Hausorgan“ darum immer öfter überwiegend 
kritische Töne anschlägt, ist dieser Ausgangssituation 
geschuldet. Betonen möchten wir an dieser Stelle 
ausdrücklich, dass wir uns einer kritischen Auseinander-
setzung mit Themen immer dann verpflichtet fühlen, wenn 
sie uns und unsere Mandanten unmittelbar betreffen. Zu 
keinem Zeitpunkt streben wir jedoch eine Beeinflussung 
der persönlichen politischen Orientierungen unserer Leser 
an.

Das festzuhalten, ist uns, insbesondere in einem regionalen 
Wahljahr, wichtig. Und nun wünschen wir Ihnen eine an-
regende Lektüre dieser „Steueroase“ und etwas mehr 
Sonnenschein – vielleicht auch bald einmal in der 
Tagespolitik.

Herzlichst Ihre

Achtung Vereine!
Der Bundesfinanzhof 
ist nicht amüsiert

Ein Steuerprivileg für Vereine, das so 
eigentlich keines mehr sein dürfte und 
doch vielerorts weiter stillschweigend 
genutzt wird: Genau das hat der Bun-
desfinanzhof (BFH) jetzt zum wieder-
holten Male ins Visier genommen, und 
dieses Mal fällt der Ton der Richter ungewöhnlich 
deutlich aus.

Sportvereine im Visier der Steuer – und die Folgen reichen 

weit über den Einzelfall hinaus: Der Bundesfinanzhof 

stellt in einer aktuellen Entscheidung klar, dass Mitglieds-

beiträge von Vereinen grundsätzlich der Umsatzsteuer 

unterliegen (Urteil vom 13.11.2025).

Im konkreten Ver-

fahren ging es um 

einen niedersächsi-

schen Sportverein, 

der tatsächlich nicht 

nur freiwillig zahlen 

wollte, sondern darauf bestand, Umsatzsteuer auf 

Mitgliedsbeiträge abzuführen.

 

Der Hintergrund dieses Kuriosums war pragmatisch: 

Durch die steuerpflichtigen Einnahmen erhoffte sich der 

Verein finanzielle Vorteile durch einen höheren Vor-

steuerabzug, ganz konkret im Zusammenhang mit dem 

Bau eines teuren Kunstrasenplatzes. 

Finanzamt und Finanzgericht lehnten das zunächst ab, 

doch der Verein blieb hartnäckig, und der BFH gab ihm 

schließlich Recht. 

Wichtig ist: 

Der Fall ist kein Sonderfall . Die Entscheidung des BFH 

hat grundsätzliche Bedeutung. Sie betrifft nicht nur 

Sportvereine, sondern alle Vereine und Organisatio-

nen, die ihren Mitgliedern gegen Beiträge Leistungen 

anbieten, also etwa:

Ÿ Die Nutzung von Geräten und Anlagen 

Ÿ Trainer- oder Unterrichtsstunden 

Ÿ Kursbesuche

Ÿ Die Nutzung von Vereinsräumen 

Ÿ Zugang zu Veranstaltungen 

Entscheidend ist, ob zwischen Beitrag und 

konkreter Leistung ein umsatzsteuerlich 

relevanter Zusammenhang besteht. 

Genau an dieser Stelle setzt die Klarstellung 

der Richter an. Sie kritisieren, dass die 

bisherige Praxis, Mitgliedsbeiträge generell 

als nicht steuerbar zu behandeln, sowohl der eigenen 

Rechtsprechung als auch europäischem Recht wider-

spricht und sprechen unmissverständlich von „rechts-

widriger Verwaltungspraxis“.

Zudem erinnern sie daran, dass der Gesetzgeber immerhin 

jederzeit die Möglichkeit hätte, das Umsatzsteuergesetz zu 

ändern, wenn das bestehende steuerliche Privileg erhalten 

bleiben soll. 

Bis dahin bleibt es 

aus Sicht des BFH 

dabei: 

Die Umsatzsteuersteuerpflicht ist die rechtliche Regel, 

nicht die Ausnahme, und die bisherige Sonderbehandlung 

war offenbar eher Laissez Faire  als geltendes Recht.

Die Tragweite ist erheblich: Rund 86.000 Vereine mit über 

29 Millionen Mitgliedern könnten betroffen sein. 

Vereine, die ihren Mitgliedern gegen Beiträge explizit 

konkrete Leistungen anbieten sollten ihre Satzung sowie 

die tatsächliche Ausge-

staltung ihrer Leistungen 

im Hinblick auf mög-

liche umsatzsteuerliche 

Konsequenzen fachlich 

prüfen lassen.

Teures Hin und Her

Die Corona-Soforthilfen entstanden 2020 unter enor-
mem Zeitdruck. Das erklärt aber nur unzureichend die 
strukturellen Fehler, die sich im Nachgang der Maß-
nahme zeigen und jetzt bearbeitet werden müssen. 

Nach Schätzungen des Bundeswirtschaftsministeriums 
wurden rund fünf Milliarden Euro zu viel ausgezahlt. In 
über 400.000 Fällen folgten Rückforderungen. Diese 
Dimension verweist nicht auf Ausnahmen, sondern auf 
grundlegende Defizite im System.

Ein zentrales Problem war die fehlende Klarheit der 
Förderbedingungen. Kriterien wurden uneinheitlich 
kommuniziert, teils gar nicht präzise festgelegt. 
Gleichzeitig lag die Umsetzung bei den Ländern. Das 
Ergebnis: unterschiedliche Auslegungen, wechselnde 
Vorgaben und eine Praxis, die sich während des 
laufenden Programms mehrfach änderte. 
Für Antragsteller hatte das konkrete Folgen. Viele 
gingen nachvollziehbar davon aus, dass auch Lebens-
haltungskosten abgedeckt seien. Spätere Klarstellungen 
schlossen das aus – allerdings erst rückwirkend.  
Bewilligte Hilfen wurden damit nachträglich anders 
bewertet. Diese Vorgehensweise scheitert nun erstmalig 
vor Gericht:

Der Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg er-
klärte aktuell Rückforderungsbescheide in tausenden 
von Fällen für rechtswidrig. Maßgeblich sei die 
ursprüngliche Bewilligungslage, nicht eine später 
verschärfte Auslegung.
Die Folgekosten sind erheblich; Baden Württemberg 
finanziert sie aus Haushaltsrücklagen. Ob andere 
Bundesländer diesem Vorbild folgen, ist noch offen. 
Eine konsolidierte Gesamtrechnung fehlt bis heute.

Medial fand das teure Hin und Her bisher außer in Fach-
organen  kaum Beachtung.

Es gibt nur eine einzige 

von Zwergen bediente 

Riesenmaschinerie, 

und das ist die Bürokratie.

(Honoré de Balzac)



Umverteilung als Ultima Ratio 

In der deutschen Finanzpolitik 2026 zeigt sich ein Muster, das formal als Entlastungspolitik 
deklariert wird, in der Praxis aber eher wie eine Verschiebung innerhalb eines engen 
finanziellen Rahmens wirkt. Für viele Steuerzahler entsteht dadurch nicht das Gefühl einer 
klaren Verbesserung, sondern eines Systems, das an einer Stelle gibt und an anderer Stelle 
wieder nimmt.

Ein typisches Beispiel sind die Anpassungen bei der Einkommensteuer. Durch die 
regelmäßige Korrektur von Freibeträgen und Tarifen sollen inflationsbedingte 
Mehrbelastungen ausgeglichen werden. 

Für einen Arbeitnehmer mit etwa 50.000 Euro Bruttojahreseinkommen ergibt sich daraus 
häufig eine Entlastung im Bereich von grob 400 bis 600 Euro pro Jahr. Das ist real 
vorhanden, aber in der Wahrnehmung begrenzt, weil es sich auf das gesamte Jahr verteilt 
und im Monats-Netto kaum auffällt.

Gleichzeitig wirken Sozialabgaben in die entgegengesetzte Richtung. Kranken-, Pflege- 
und Rentenversicherung werden nicht nur durch steigende Beitragssätze, sondern auch 
durch wachsende Bemessungsgrenzen dynamisch angepasst. 

Selbst kleine Veränderungen im Bereich von wenigen Zehntelprozentpunkten können bei 
mittleren Einkommen bereits mehrere hundert Euro pro Jahr ausmachen. Bei demselben 
Beispiel mit 50.000 Euro Brutto kann eine kombinierte Mehrbelastung von rund 0,5 
Prozentpunkten Sozialabgaben schnell etwa 200 bis 300 Euro jährlich zusätzlich kosten. 
Damit wird ein erheblicher Teil der steuerlichen Entlastung faktisch wieder aufgezehrt.

Hinzu kommt die Entwicklung im öffentlichen Dienst. Dort führen Tarifabschlüsse und 
Besoldungsanpassungen regelmäßig zu spürbaren Einkommenssteigerungen, die politisch 
mit Inflation, Wettbewerbsfähigkeit und Fachkräftesicherung begründet werden. De facto 
bedeutet das eine wachsende dauerhafte Belastung für den Staatshaushalt, der wiederum 
überwiegend aus Steuern finanziert wird. Die Kosten steigen also genau in dem Systemteil, 
der gleichzeitig versucht, an anderer Stelle Entlastung zu erzeugen.

In der Summe ergibt sich dadurch kein klarer Kurs von Steuererhöhung oder 
Steuersenkung. Vielmehr entsteht ein System, in dem sich Effekte gegenseitig neutralisie-

ren. Was auf der einen Seite als Entlastung sichtbar wird, wird auf der anderen Seite über 
Abgaben oder indirekte Kosten wieder kompensiert.

Für viele Menschen im Mittelstand führt das zu einem nüchternen Ergebnis: Das nominale 
Einkommen bewegt sich leicht, das real verfügbare Einkommen jedoch kaum. Genau 
daraus entsteht der Eindruck eines „Jahres der Umverteilung“ – nicht im Sinne einer 
offenen politischen Entscheidung für eine neue Verteilung, sondern als Ergebnis vieler 
kleiner Anpassungen, die zusammen keinen echten Spielraum nach oben lassen.

Unter dem Strich bleibt weniger eine Reformlogik als ein Verwaltungsgleichgewicht: stabil 
gehalten durch gegenläufige Stellschrauben, aber ohne spürbare Nettoentlastung im Alltag 
der Steuerzahler.

Beamtenbesoldung als
verfassungsmäßiges
Wunschkonzert

Für Deutschlands Bundesbeamten kann die 
Zukunft ausgesprochen erfreulich  werden, 
zumindest beim Blick auf die Gehaltsab-
rechnung. Dort stehen künftig mehrere 
hundert Euro mehr, in manchen Fällen sogar 
weit über tausend. 

Der Grund ist nicht der Tarifabschluss von 
lediglich 2,8 Prozent, sondern eine grundlegende Überarbeitung der Besoldungsordnung.

Auslöser war ein Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom vergangenen Herbst, das auf 
Klagen mehrerer Berliner Landesbeamter aus unteren und mittleren Besoldungsgruppen 
zurückging, die ihre Besoldung als verfassungswidrig zu niedrig beanstandet hatten. 
Politisch brisant wurde das Ganze deshalb, weil die Ursache tief in die Berliner Sparpolitik 
der 2000er und 2010er Jahre zurückreicht – also in eine Zeit, in der Berlin seine 
Beamtenbesoldung systematisch niedrig hielt, um Haushaltslöcher zu schließen. Nach 
mehreren gerichtlichen Stationen stellte Karlsruhe schließlich fest, dass die Berliner 
Besoldung in weiten Teilen gegen das Grundgesetz verstößt. 

Die Verfassungsrichter erklärten die Besoldung der Berliner Landesbeamten für zu niedrig 
und legten neue Maßstäbe fest: Kein Beamter soll weniger als 80 Prozent des mittleren 
Einkommens aller Beschäftigten verdienen. Zudem müsse die Besoldung mit der 
allgemeinen Lohn- und Preisentwicklung Schritt halten.

Die Folge ist eine flächendeckende Anhebung der Beamtengehälter. Allein den Bundes-
haushalt kostet das rund 3,5 Milliarden Euro zusätzlich pro Jahr – finanziert nicht durch 
höhere Produktivität, sondern durch Steuermittel, die andere erst erwirtschaften müssen. 
Besonders deutlich fällt der Anstieg in höheren Besoldungsgruppen aus. Beamte der Stufe 
A14, etwa Oberstudienräte oder stellvertretende Schulleiter, erhalten bis zu fast 1300 Euro 
mehr pro Monat, ein Plus von über 20 Prozent. Aber auch in unteren Gruppen liegen die 
Zuschläge häufig zwischen 500 und 600 Euro monatlich, ganz ohne zusätzliche Verant-
wortung, höheres Risiko oder mehr Leistung.

Für viele Beschäftigte in der Privatwirtschaft ist das schwer vermittelbar. Der selbstständige 
Handwerker, das inhabergeführte mittelständische Unternehmen oder der Einzelhändler: 
sie alle müssen steigende Energiepreise, hohe Lohnnebenkosten und den um sich greifenden  
Personalmangel bewältigen und finanzieren mit ihren Steuern Gehaltssprünge, von denen 
sie selbst nur träumen können. Ihre Einkommen müssen täglich im Wettbewerb bestehen 
und nicht per richterlicher Definition.

Genau hier liegt das Problem. In Unternehmen orientieren sich Löhne an Produktivität, 
Nachfrage und wirtschaftlichem Risiko. Im Staatsdienst steigen sie nun, weil Karlsruhe die 
Grenze zum „Prekariat“ bei weniger als 80 Prozent des Median-Einkommens sieht. Diese 
Logik ist fragwürdig, weil sie relative Einkommen absolut setzt. 

Folgt man ihr konsequent, könnte selbst ein Einkommen von 799.999 Euro als „prekär“ 
gelten, sofern das mittlere Einkommen aller Beschäftigten bei einer Million Euro läge: ein 
bemerkenswert theoretischer Armutsbegriff.

Hinzu kommt ein weiterer Punkt, den das Urteil weitgehend ausblendet: Beamte verfügen 
mit der faktischen Unkündbarkeit über ein Privileg, das in keiner Gehaltstabelle steht und 
durch das sie mit besseren Konditionen, zum Beispiel bei der Wohnungsfindung oder bei 
Kreditabschlüssen, auch noch weiter begünstigt sind.  Gerade in wirtschaftlich schwierigen 
Zeiten ist diese Sicherheit ein erheblicher geldwerter Vorteil. Ein gewisser Lohnabstand zur 
Privatwirtschaft war daher nie Ausdruck von Benachteiligung, sondern Teil des Systems.

Der Gehaltssprung verstärkt zudem die ohnehin große Sogwirkung des öffentlichen 
Dienstes. Warum sollte ein gut ausgebildeter Ingenieur oder Informatiker das Risiko eines 
mittelständischen Unternehmens oder Startups wählen, wenn der Staat ähnliche oder höhere 
Einkommen bei maximaler Sicherheit bietet?

Gerade angesichts des Fachkräftemangels ist das volkswirtschaftlich problematisch. 
Arbeitskräfte werden dort gebraucht, wo sie Wertschöpfung schaffen: im Mittelstand, im 
Handwerk, in produktiven Unternehmen, aber nicht in immer größeren Verwal-
tungsapparaten. Wenn der Staat diese Kräfte mit überhöhten Beamtengehältern absaugt, 
darf er sich über schwache Produktivität nicht wundern.
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Aufgeschnappt 

...in den Schwarzbuch-News am 18. Mai 2025

„Zwar wurde der Bundestag zuletzt von 733 auf 630 Mandate verkleinert, doch von echten 
Spareffekten ist bislang nichts zu sehen. Im Gegenteil: Die Kosten für das Parlament steigen 
weiter, und während Bürger und Betriebe immer stärker belastet werden, denkt das Hohe 
Haus selbst offenbar keineswegs ans Sparen.“

(Grafik und Zitat: Bund der Steuerzahler)

...in der Neuen Zürcher Zeitung vom 5. Mai 2026

„Der Boom der «Lifestyle-Teilzeitler» ist ... ein stiller Aufstand des gut qualifizierten 
Mittelstandes gegen die steigende Steuer- und Abgabenlast des Staates. Es wäre wenig 
zielführend, die Freizeitoptimierer an den Pranger zu stellen. Denn sie folgen ja nur den 
ökonomischen Anreizen, die ihnen vom Staat vorgegeben werden. 
Die Länderorganisation OECD hat in ihrem soeben veröffentlichten Bericht zur Steuer- 
und Abgabenlast dokumentiert, wo die Politik den Hebel ansetzen sollte: Der  Keil 
zwischen dem Bruttolohn und dem Nettoeinkommen hat sich in den meisten westlichen 
Ländern konstant vergrössert. In Deutschland muss ein Singlehaushalt praktisch die 
Hälfte des Gehalts gleich wieder abliefern. Frankreich oder Österreich stehen kaum 
besser da. Selbst Familien werden laut OECD nur unwesentlich weniger geschröpft.“  


